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Gesellschaft auf einen Blick, das im zweijährigen Turnus erscheinende Kompendium 

von Sozialindikatoren der OECD, soll quantitative Daten zur Beantwortung der Frage 
liefern, ob in unseren Gesellschaften die Ungleichheiten größer oder kleiner werden, ob 
sich der Gesundheitszustand der Menschen verbessert und ob der soziale Zusammenhalt 
zu- oder abnimmt.  

Im Sonderkapitel der Ausgabe 2006 von Gesellschaft auf einen Blick wurde der 
Versuch unternommen, die Rolle der Sozialindikatoren bei der Messung des 
Wohlergehens der Bürger und Gesellschaften zu beurteilen1. Der bekannteste Indikator ist 
natürlich das BIP, doch umfasst dieser nur die Inlandsproduktion und lässt den Verbrauch 
an Sachkapital im Produktionsprozess sowie die Einkünfte aus dem Ausland 
unberücksichtigt. Das Nettonationaleinkommen (NNE) berücksichtigt diese beiden 
Faktoren. In den 28 OECD-Ländern, für die Daten vorliegen, belief sich das Pro-Kopf-
NNE im Jahr 2004 auf rd. 24 000 US-$, was einem Anstieg um 15% seit dem Jahr 2000 
entspricht. Die Vereinigten Staaten weisen mit 32 943 US-$ das höchste Pro-Kopf-NNE 
auf, und in der Gruppe der großen Volkswirtschaften erhöhte sich der Abstand gegenüber 
dem Pro-Kopf-NNE der Vereinigten Staaten (auf 28-35%) in Deutschland, Frankreich, 
Italien und Japan seit Anfang der neunziger Jahre, wohingegen das Vereinigte Königreich 
eine merkliche Verringerung des Gefälles (auf weniger als 20%) verzeichnete. Ein 
Vergleich der Länderergebnisse auf der Basis von Wirtschafts- und Sozialindikatoren 
lässt z.T. einheitliche Muster, aber auch einige bedeutende Unterschiede erkennen. Beide 
Arten von Indikatoren sind notwendig, um sich ein umfassendes Bild des Wohlergehens 
und seiner Veränderungen im Zeitverlauf machen zu können. 

Die Bevölkerungen der OECD-Länder altern, die Geburtenziffern sind rückläufig, 
und die Zuwanderung nimmt in einigen Ländern zu  

Der Gesamtabhängigenquotient (Verhältnis der unter 16- und der über 64-Jährigen 
zur Altersgruppe 16-64 Jahre) lag im Jahr 2005 bei durchschnittlich 0,65 und wird den 

                                                      
1. Detailliertere Informationen zu sämtlichen Indikatoren, auch solchen, die in dieser Ausgabe nicht 

enthalten sind, finden sich unter www.oecd.org/els/social/indicators/sag. 
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Projektionen zufolge bis 2050 auf 0,88 steigen. Zurückzuführen ist diese Entwicklung in 
erster Linie auf die höhere Lebenserwartung und die niedrigeren Geburtenziffern, die den 
Effekt stärkerer Migrationsströme in OECD-Länder mehr als kompensieren. 

Höhere Lebenserwartung 
Die Lebenserwartung bei der Geburt erhöhte sich seit 1960 für Frauen um rd.  

10 Jahre auf 81 Jahre im Jahr 2004 und für Männer um 9,4 Jahre auf 75,4 Jahre, wobei 
sich die Geschlechterdifferenz leicht vergrößerte. Im Jahr 2005 kamen auf 100 Personen 
in der Altersgruppe 20-64 Jahre 24 Personen über 64 Jahre, das waren 20% mehr als 
1980. Bis 2050 wird sich dieser Quotient im OECD-Raum den Projektionen zufolge mehr 
als verdoppeln (auf 52%). Im Jahr 2004 lebten in den meisten OECD-Ländern zwischen 
3% und 6% der Personen im Alter von 65 Jahren und darüber in Langzeitpflege-
einrichtungen – ein Anteil, der in vielen Ländern in den vergangenen zehn Jahren 
gesunken ist, was zumindest teilweise die Präferenz der meisten älteren Menschen 
widerspiegelt, Pflegeleistungen nach Möglichkeit im häuslichen Bereich zu erhalten. 
Damit haben sich aber das Durchschnittsalter der Bewohner von Langzeitpflege-
einrichtungen und der durchschnittliche Grad ihrer Behinderung im Vergleich zu früheren 
Jahren erhöht. 

Niedrigere Geburtenziffern 
Die zusammengefasste Geburtenziffer liegt in allen OECD-Ländern unterhalb des 

Bestandserhaltungsniveaus, außer in Mexiko und der Türkei (mit 2,2 bzw. 2,4) sowie 
Island und den Vereinigten Staaten (wo sie rd. 2,1 beträgt). 2004 lagen die Geburten-
ziffern im OECD-Durchschnitt bei 1,6, doch ist seit 2002 ein geringfügiger 
Wiederanstieg zu verzeichnen. Die positive (und sich vergrößernde) Differenz zwischen 
der Zahl der Kinder, die die Frauen laut eigenen Angaben haben möchten, und der Zahl 
der Kinder, die sie tatsächlich zur Welt bringen, lässt darauf schließen, dass sich der 
Rückgang der Geburtenziffern z.T. aus den Hindernissen erklärt, denen sich junge 
Menschen bei der Familienplanung gegenübersehen, wie beispielsweise einem Mangel an 
erschwinglichen Kinderbetreuungseinrichtungen. 

Ein niedriges Geburtsgewicht (weniger als 2 500 Gramm) hatten 2004 im 
Durchschnitt 6,5% der Lebendgeburten. Seit 1980 ist der Anteil der Neugeborenen mit 
niedrigem Geburtsgewicht in einigen OECD-Ländern gestiegen, wofür es eine Reihe von 
Gründen gibt: die höhere Zahl der Mehrlingsgeburten (mit denen das Risiko von 
Frühgeburten und niedrigem Geburtsgewicht zunimmt), die Tatsache, dass Frauen mit 
einer Schwangerschaft bis zu einem Alter von über 30 Jahren warten (das 
durchschnittliche Alter bei der ersten Geburt ist seit 1970 pro Jahrzehnt um etwa 1 Jahr 
gestiegen), wie auch die medizinische Technologie, die sehr kleinen Föten eine größere 
Chance bietet, lebend geboren zu werden. Der Anteil der Niedriggewichtgeburten variiert 
sowohl im Ländervergleich als auch innerhalb der Länder. In den Vereinigten Staaten ist 
die Rate bei schwarzen Säuglingen fast doppelt so hoch wie bei weißen; ähnliche 
Unterschiede sind auch zwischen der indigenen und der übrigen Bevölkerung in 
Australien und Mexiko beobachtet worden. 
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Die OECD-Bevölkerung weist einen größeren Anteil von im Ausland Geborenen auf 
2004 waren etwa 10% der Bevölkerung des OECD-Raums im Ausland geboren, und 

die Nettozuwanderungsrate lag in den ersten Jahren dieses Jahrzehnts um ein Drittel 
höher als zu Beginn der neunziger Jahre. Angehoben wird dieser OECD-Durchschnitt 
durch die hohen Nettozuwanderungsraten in Ländern wie Spanien und Irland, die zuvor 
einen Abwanderungsüberschuss verzeichneten. Auf Familienangehörige entfiel 2004 der 
größte Teil der dauerhaften Zuzüge (durchschnittlich rd. 60%). 

Die Beschäftigung nimmt zu, die Unterschiede nach Geschlecht, Alter und 
Bildungsstand bestehen aber fort ... 

Nachdem die Erwerbslosenquote seit 2001 jedes Jahr zugenommen hatte, verringerte 
sie sich zwischen 2004 und 2005 von 7,3% auf 7%, und in vielen OECD-Ländern bewegten 
sich die Erwerbstätigenquoten 2005 auf ihrem höchsten Stand seit den achtziger Jahren. 
Jedoch sind bei den Erwerbstätigenquoten nach wie vor beträchtliche Unterschiede 
zwischen den Ländern auszumachen, wobei die Spanne von 70% oder mehr in den 
Vereinigten Staaten, Australien, den Niederlanden, Kanada, dem Vereinigten Königreich 
und Schweden bis zu 60% oder weniger in der Türkei, Polen, Ungarn, Italien, der 
Slowakischen Republik und Mexiko reicht. In mehreren mittel- und osteuropäischen 
Ländern wie auch in der Türkei liegen die Erwerbstätigenquoten um etwa 5 Prozent-
punkte unter ihrem Niveau von Mitte der neunziger Jahre. 

... vor allem bei Frauen, jungen Menschen und Personen mit niedrigem 
Bildungsabschluss 

Die Erwerbstätigenquote liegt in der Altersgruppe 25-54 Jahre (Bevölkerung im 
besten Erwerbsalter) bei knapp über 78%, sinkt aber in der Gruppe 55-64 Jahre auf 49% 
und in der Gruppe 15-24 Jahre auf 42%. Die Erwerbstätigenquoten der Frauen blieben 
2005 um 16 Prozentpunkte hinter denen der Männer zurück und ihre Gehälter sind um 
18% niedriger. Die Erwerbstätigenquoten von Müttern liegen im Allgemeinen deutlich 
unter denen kinderloser Frauen (um 4 Prozentpunkte bei Müttern mit einem Kind und  
13 Prozentpunkte bei Müttern mit zwei oder mehr Kindern), wobei sich die Differenz  
z.T. aus den Kinderbetreuungskosten erklärt: Im Durchschnitt belaufen sich die 
aufzubringenden Kosten für die Vollzeitbetreuung von zwei Kindern auf 17% des 
Nettohaushaltseinkommens, und zwar sowohl für einen Alleinerziehenden mit dem 
Verdienst eines Durchschnittsarbeiters als auch für einen Doppelverdienerhaushalt, in 
dem ein Ehepartner den Durchschnittsverdienst bezieht und der andere auf zwei Drittel 
des Durchschnittsverdiensts kommt.  

Die Erwerbstätigenquoten von Personen ohne Sekundarstufe-II-Abschluss liegen um 
17 Prozentpunkte unter denen von Personen mit einem solchen Abschluss und um  
27 Punkte unter denen von Personen mit Hochschul- oder sonstigem Tertiärabschluss.  

Der Steuer- und Abgabenkeil auf den Faktor Arbeit, d.h. die Differenz zwischen den 
dem Arbeitgeber für einen alleinstehenden Durchschnittsarbeiter entstehenden 
Lohnkosten und dem diesem Arbeiter gezahlten Nettolohn machte 2005 37% der Arbeits-
kosten aus, was gegenüber 2000 eine Verringerung um einen halben Prozentpunkt darstellt. 
Die Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung sind hier mit durchschnittlich etwa 15% 
der Gesamtarbeitskosten die bedeutendste Komponente. 
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… während die Zahl der Streiks und Unfälle zurückgeht 

Unfälle und Krankheit 
Die Zahl der Arbeitsunfälle mit und ohne Todesfolge ist seit 1995 rückläufig, mit 

Ausnahme der nicht tödlich endenden Unfälle in Spanien. Im Jahr 2003 reichte die Zahl 
der Unfälle ohne tödlichen Ausgang von 1 200 je 100 000 Arbeitskräften in den Nieder-
landen bis zu 6 500 in Spanien, während die Zahl der Arbeitsunfälle mit Todesfolge 
zwischen 1 im Vereinigten Königreich und 20,6 in der Türkei schwankte. Arbeitsunfälle 
sind sehr stark auf die Bereiche Landwirtschaft, bestimmte Zweige des Verarbeitenden 
Gewerbes, die Bauwirtschaft und den Straßenverkehr konzentriert. Da es sich bei den 
Arbeitskräften in diesen Sektoren hauptsächlich um erwachsene Männer handelt, entfällt 
über die Hälfte aller tödlichen Unfälle auf Arbeitskräfte in der Altersgruppe 45-54 Jahre 
(und über die Hälfte aller nicht tödlich endenden Unfälle auf Arbeitskräfte zwischen  
25 und 44 Jahren). 

Im Jahr 2005 lag die Zahl der krankheitsbedingten Fehlzeiten von Vollzeit-
beschäftigten zwischen 25 Tagen in Schweden und weniger als 1 Tag in Griechenland, 
wobei Frauen eher krankheitsbedingt fehlen als Männer. 2005 gaben in Finnland, 
Norwegen, Polen, Schweden, Ungarn und im Vereinigten Königreich zwischen 5% und 
8% der Männer im Alter von 15 bis 64 Jahren an, auf Grund von Krankheit und ständiger 
Erwerbsunfähigkeit weder einer Beschäftigung nachzugehen noch auf Arbeitsuche zu 
sein; in Dänemark, Island und den Niederlanden wurden ähnliche Anteile für Frauen 
verzeichnet. Die finanziellen Leistungen (öffentliche und private Pflichtleistungen) 
wegen krankheitsbedingter Abwesenheit entsprachen 2001 im OECD-Raum (ohne 
Zahlungen auf Grund von Erwerbsunfähigkeit) einem Anteil von rd. 0,8% des BIP, aber 
von über 2% in den Niederlanden und Norwegen.  

Streiks  
Die Streikquote (Verhältnis der Zahl der durch Streiks verlorenen Arbeitstage zur 

Zahl der Beschäftigten) ging von 295 im Zeitraum 1980-1984 auf 78,5% in den Jahren 
2000-2004 zurück. Die Streikbeteiligung (Anteil der an Streiks teilnehmenden Arbeitskräfte) 
ging sogar noch rascher zurück (auf 24%). Die Streikquoten sind in der Industrie generell 
doppelt so hoch wie im Dienstleistungssektor (mit Ausnahme des Verkehrssektors), und 
die durchschnittliche Streikdauer betrug im Zeitraum 2000-2004 etwa 7,5 Tage. 

Die Schülerleistungen werden stärker durch die Bildungspolitik und den sozialen 
Hintergrund und weniger durch die Ausgaben beeinflusst  

2003 überstiegen die Durchschnittsleistungen der drei bestplatzierten OECD-Länder 
auf der Gesamtskala Mathematik (Finnland, Korea und Niederlande) die entsprechenden 
Leistungen der drei am unteren Ende der Skala angesiedelten Länder (Mexiko, Türkei 
und Griechenland) um das Äquivalent von nahezu drei Schuljahren. Im Ländervergleich 
bestehende Unterschiede bei den durchschnittlichen Schülerleistungen erklären sich 
hauptsächlich durch Disparitäten bei den leistungsschwachen Schülern. Zwischen den 
Ausgaben pro Schüler im Alter von 6-15 Jahren und den Schülerleistungen besteht nur 
ein schwach positiver Zusammenhang. Mehr Belege gibt es indessen dafür, dass die 
Ungleichheiten bei den Lernergebnissen umso größer und die Durchschnittsleistungen 
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umso niedriger sind, je früher eine Verteilung auf verschiedene Schultypen erfolgt. 
Außerdem erzielen Schülerinnen und Schüler, deren Eltern (Vater oder Mutter) ein 
niedrigeres Bildungsniveau haben, im Durchschnitt geringere Mathematikergebnisse als 
solche, deren Eltern ein sehr hohes Bildungsniveau aufweisen; in Klassenstufen 
ausgedrückt entspricht dieser Leistungsunterschied rd. 1½ Jahren.). Ebenso schneiden 
Schüler aus Alleinerzieherhaushalten, im Ausland geborene Schüler und Schüler der 
zweiten Generation schlechter ab (der Leistungsunterschied gegenüber Schülern ohne 
Migrationshintergrund entspricht im Durchschnitt mehr als einer Klassenstufe). 

Armut und Einkommensungleichheiten bestehen fort 

Anfang dieses Jahrzehnts waren rd. 10% der privaten Haushalte in den OECD-
Ländern nicht in der Lage, ihren Grundbedarf zu decken, d.h. ihre Wohnung ausreichend 
zu heizen, sich gesund zu ernähren oder Zugang zu Gesundheitsversorgung zu erlangen. 
Bei einer an der Hälfte des Medianeinkommens orientierten Armutsschwelle lagen die 
durchschnittlichen Armutsquoten in einem Dreijahreszeitraum zu Anfang dieses 
Jahrzehnts in 17 OECD-Ländern bei rd. 10%, wobei 17% der Bevölkerung in diesem 
Zeitraum zumindest einmal Armut erlebten. In „anhaltender Armut“ leben rd. 40% der 
25- bis 64-Jährigen mit beständig niedrigem Einkommen, wohingegen dieser Anteil bei 
Kindern fast 50% und bei älteren Menschen über 60% beträgt. Auch allein lebende 
Frauen sind einem höheren Risiko persistenter Armut ausgesetzt als Männer. 

Die Wohnkosten haben sich im Verhältnis zum verfügbaren Einkommen der privaten 
Haushalte von fast 20% im Jahr 1995 auf über 21% im Jahr 2003 erhöht. Auf die 
Mietkosten entfielen Anfang dieses Jahrzehnts mehr als 30% des Einkommens der 
Haushalte im untersten Quintil der Verteilung, gegenüber 22% bzw. 16% im mittleren 
und im oberen Quintil.  

Die Mindestverdienste sind in den 14 Ländern, in denen es einen gesetzlichen 
Mindestlohn gibt, zwischen 1980 und 2003 im Durchschnitt von 50% auf 43% des 
Medianverdiensts gesunken. Allerdings erklärt sich dieser Rückgang vor allem dadurch, 
dass sich das Verhältnis zwischen Mindestverdiensten und Medianverdiensten in einigen 
wenigen Ländern verschlechtert hat, während es sich in den meisten der betreffenden 
Länder verbesserte. Die seit Anfang der neunziger Jahre zu beobachtenden Trends bei der 
Verdienstungleichheit unterscheiden sich oberhalb und unterhalb des Medianverdiensts. 
Das Verhältnis zwischen dem Arbeitsverdienst der oberen 10% zum Medianarbeits-
verdienst ist in den 11 OECD-Ländern, für die Daten vorliegen, um über 4% gestiegen. 
Im unteren Teil der Verteilung waren die Veränderungen dagegen unerheblich.  

Die Sozialausgaben gehen zurück, die Gesundheitsausgaben aber nicht 

2003 machten die öffentlichen Bruttosozialausgaben im Durchschnitt 20% des BIP 
aus (nachdem sie 1993 einen Höchststand von 23% erreicht hatten). Der entsprechende 
Anteil variiert zwischen 6% in Mexiko und Korea und über 30% in Schweden. Allerdings 
sind Vergleiche, die sich ausschließlich auf die öffentlichen Bruttoausgaben beziehen, 
irreführend. Der Staat kann auch über das Steuersystem soziale Unterstützung 
bereitstellen – obgleich er sich über die Besteuerung öffentlicher Sozialleistungen im 
Allgemeinen mehr zurückholt als er in Form von sozial motivierten Steuervorteilen 
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ausgibt –, und die staatlichen Mittel können durch private Ausgaben ergänzt werden. So 
machten die Nettosozialausgaben (d.h. öffentliche und private Ausgaben, bereinigt um 
Steuereffekte) 2003 im Durchschnitt etwas mehr als 22% des BIP aus, wobei dieser 
Prozentsatz von über 30% in Deutschland bis zu weniger als 12% in Korea reichte. 

Im Jahr 2004 wendeten die OECD-Länder nahezu 9% ihres BIP für Gesundheits-
ausgaben auf, wobei dieser Anteil von 15,3% in den Vereinigten Staaten bis zu unter 6% 
in der Slowakischen Republik und Korea reichte. Gegenüber 1990 bedeutet dies einen 
Anstieg um etwa 2 Prozentpunkte. Im Durchschnitt wurden 73% der Gesundheits-
ausgaben mit öffentlichen Mitteln finanziert.  

Personen mit niedrigerem Bildungsniveau und geringerem Einkommen bzw. 
Angehörige von Berufsgruppen mit geringerem Status sterben tendenziell jünger und 
weisen während ihres kürzeren Lebens eine höhere Prävalenz für verschiedene 
Gesundheitsprobleme auf. In Europa haben weniger gebildete Personen eine um rd. 15% 
geringere Lebenserwartung als Personen mit höherem Bildungsniveau, und die 
gesundheitlichen Ungleichheiten sind bei Männern größer als bei Frauen. Erhebliche 
Unterschiede gibt es auch bei der Lebenserwartung verschiedener ethnischer Gruppen, 
z.B. eine Differenz von 6,5 Jahren zwischen afroamerikanischen und weißen Männern in 
den Vereinigten Staaten und zwischen registrierten Indianern (registered indians) und 
Nichtindianern in Kanada (1998) sowie von 18 Jahren zwischen Aborigines und Torres-
Strait-Insulanern und der übrigen nicht den Ureinwohnern Australiens zugehörenden 
Bevölkerung (1996-2000). 

Die Suizidraten je 100 000 Einwohner sind von 12,5 im Jahr 1960 auf 16 Mitte der 
achtziger Jahre gestiegen und Anfang dieses Jahrzehnts dann auf knapp über 12 zurück-
gegangen. Die Suizidraten reichen von 5 Personen oder weniger in den meisten Mittel-
meerländern bis zu über 20 Personen in Ungarn, Japan, Belgien und Finnland. Die 
Wahrscheinlichkeit der Selbsttötung ist unter Männern doppelt so hoch wie unter Frauen, 
wenngleich Frauen häufiger Selbstmordversuche begehen. Die Suizidraten unter älteren 
Menschen sind in den vergangenen zwei Jahrzehnten deutlich gesunken, während bei den 
jüngeren Kohorten kaum Fortschritte verzeichnet wurden. 

Die Wahlbeteiligung ist höher als das Vertrauen in die politischen Institutionen 

Die Wahlbeteiligung bewegt sich zwischen unter 60% in der Schweiz, Polen, Kanada, 
den Vereinigten Staaten, Luxemburg, Ungarn und dem Vereinigten Königreich und über 
80% in Neuseeland, Spanien, Dänemark, Italien, Korea, Belgien und Island. Nachdem die 
Wahlbeteiligung über viele Jahrzehnte gestiegen war, ist sie in den meisten OECD-
Ländern in den vergangenen zehn Jahren zurückgegangen. Die Wahlbeteiligung ist bei 
Frauen (im Vergleich zu Männern) und jungen Menschen etwas niedriger (konkret 
besteht unter den 17- bis 24-Jährigen eine um etwa 20 Prozentpunkte niedrigere Wahl-
beteiligung als in der Gruppe der Personen ab 65 Jahren). Die Wahlbeteiligung nimmt 
auch mit dem Bildungsniveau und dem Einkommen der Betreffenden zu, dieser Effekt 
lässt aber ganz oben in der Verteilung nach. 

Im Durchschnitt gaben 38% der Personen in 24 OECD-Ländern zu Beginn dieses 
Jahrzehnts an, großes Vertrauen in ihr Parlament zu haben. Ein marginal geringerer 
Anteil der Befragten in 17 OECD-Ländern erklärte, großes Vertrauen in die Regierung zu 
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besitzen, und Vertrauen in den öffentlichen Dienst hatten prozentual gesehen noch etwas 
mehr der befragten Personen. Die Trends bei der Bürgerzufriedenheit lassen kaum auf 
einen allgemeinen Rückgang der Zufriedenheit mit der Demokratie schließen. 

Die Inhaftierungsraten steigen, in einigen Fällen dramatisch 

Im Durchschnitt ist die Inhaftierungsrate von 100 Personen je 100 000 Einwohner 
Anfang der neunziger Jahre auf etwa 130 Personen Mitte dieses Jahrzehnts gestiegen und 
in den Vereinigten Staaten im Jahr 2005 auf 738 je 100 000 Einwohner (505 im Jahr 
1992). Jeder vierte Inhaftierte ist ein Untersuchungsgefangener. Frauen und Jugendliche 
(unter 18 Jahren) machen 5% bzw. 2% der Gefängnisbevölkerung aus, Ausländer nahezu 
20%. Die Gefängnisbelegungsquote liegt in mehr als der Hälfte der Länder bei über 
100% und in Griechenland, Ungarn und Italien bei über 125%. 

Die Lebenszufriedenheit ist größer unter verheirateten Personen, Personen mit 
höherem Bildungsniveau und Erwerbstätigen 

Die Lebenszufriedenheit lässt sich anhand subjektiver Messgrößen bestimmen, wobei 
Personen gebeten werden, ihre Zufriedenheit auf einer festen Skala (von 1 bis 10) zu 
bewerten. Auf dieser Grundlage ist die Lebenszufriedenheit unter Männern geringfügig 
höher als unter Frauen sowie Jugendlichen und älteren Personen und am niedrigsten ist 
sie unter den 51- bis 64-Jährigen, obgleich es diesbezüglich zwischen den Ländern 
bedeutende Unterschiede gibt. Die Lebenszufriedenheit verheirateter Personen ist um 
etwa 10 Punkte höher als die Lebenszufriedenheit geschiedener und verwitweter 
Personen. Daher dürfte der Trend zu niedrigeren Heirats- und höheren Scheidungsraten 
die Lebenszufriedenheit in starkem Maße beeinträchtigen: 2004 lag die Heiratsrate (im 
Durchschnitt von 26 OECD-Ländern) bei 5,1 je 100 000 Einwohner, was das Niveau von 
1970 um mehr als ein Drittel unterschritt, während die Scheidungsrate (mit 2,3 je 100 000 
Einwohner) doppelt so hoch war wie 1970 und um 0,2 Prozentpunkte höher als 2000. 

Die Lebenszufriedenheit steigt auch mit dem Bildungsniveau, während Unterschiede 
in der Lebenszufriedenheit zwischen Vollzeit- und Teilzeitkräften, Selbstständigen und 
Studenten generell gering sind. Unter Arbeitslosen wird ein Niveau der Lebens-
zufriedenheit beobachtet, das etwa 20 Punkte unter dem der Erwerbstätigen liegt. 
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